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PRÜFUNG  

Digitale Transformation:  
Prüfung des Projektes eSubventionen 

Generalsekretariat des Eidg. Departements des Innern 

DAS WESENTLICHE IN KÜRZE  

2023 wurden rund 47,6 Milliarden Franken vom Bund als Subventionen ausbezahlt. Dies entspricht 59 Prozent 

des Haushaltes. Die subventionsgebenden Verwaltungseinheiten (VE) setzen teilweise Fachanwendungen der 

Informationsverarbeitung zur Bearbeitung der Subventionsgesuche ein. Eine solche Fachanwendung muss im 

Eidgenössischen Departement des Innern (EDI) bis Ende März 2025 abgelöst werden. 

Das Generalsekretariat des EDI (GS-EDI) erkannte die Chance, mit dieser Ablösung ein System zu beschaffen, 

welches sich generell für die Bearbeitung von Subventionsgesuchen im EDI und in der übrigen Bundesverwal-

tung eignet. Der Bundesrat erteilte dem EDI daher den Auftrag, ihm bis Ende 2025 ein Konzept für die Ausrol-

lung der Lösung des EDI, welche die Bezeichnung «eSubventionen» trägt, zu unterbreiten. 

Die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) prüfte das Projekt eSubventionen mit dem Prüfmodell der digitalen 

Transformation. Ziel war eine Beurteilung, ob sich die Lösung des EDI für eine bundesweite Nutzung eignet. 

Wird eSubventionen mit den von der EFK vorgeschlagenen Verbesserungen und einem aktiven Stakeholderma-

nagement realisiert, steht der Bundesverwaltung ein potenziell effizientes Instrument zur Bearbeitung prak-

tisch aller Subventionen bzw. der eingehenden Subventionsgesuche zur Verfügung. Um den bundesweiten Ein-

satz des Instruments zu erlauben, sind aber noch einige Hürden zu nehmen: So müssen noch künftige Nut-

zende vom Mehrwert der Anwendung überzeugt und die Finanzierung gesichert werden. 

Die Realisierung ist im Gange, eine erste zeitkritische Umsetzung ist erfolgt 

Prinzipien für das Lösungskonzept und ein Standardprozess für Fördermassnahmen wurden definiert. Mit einer 

öffentlichen Ausschreibung wurde ein Lieferant gefunden. Dessen Lösung basiert auf zwei teilweise bereits in 

der Bundesverwaltung eingesetzten Applikationen. 

Zum Prüfungszeitpunkt befand sich das Projekt in einer frühen Realisierungsphase. Standards, also Funktionen, 

welche für alle VE gleichbleiben, wurden implementiert. Die individuellen Anforderungen, welche sich aus den 

einzelnen Fördermassnahmen ergeben, waren die VE jedoch erst am Spezifizieren. 

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) musste Fördermassnahmen zur Umsetzung der Pflegeinitiative ab dem 

1. Juli 2024 mit eSubventionen bearbeiten können. Dieser Termin konnte durch Lieferung eines «Minimum 

Viable Product» (MVP) BAG eingehalten werden.  

Das Effizienzsteigerungspotenzial besser ausschöpfen 

Dass künftig nur eine Anwendung für die Bearbeitung aller Subventionen betrieben werden soll, bringt eine 

Effizienzsteigerung. Das Lösungskonzept sieht zudem eine weitgehende medienbruchsfreie Verarbeitung und 

die Einhaltung des Once-Only-Prinzips vor. Vorhandene Daten müssen somit nicht neu erfasst werden. 

Potenzial besteht in der Optimierung und Automatisierung der Prozesse der einzelnen Fördermassnahmen. 

Zudem muss den VE bekannt sein, was als Standard der Anwendung vorhanden ist, um dies mit den individu-

ellen Anforderungen abgleichen zu können. Die EFK empfiehlt in beiden Punkten, die Information und Ausbil-

dung zu verbessern. 
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Grundlagenarbeit für Ausrollung in gesamter Bundesverwaltung nötig 

Die Eidgenössische Finanzverwaltung (EFV) ist im Projektausschuss vertreten. Weitere Stakeholder, insbeson-

dere VE mit einer Querschnittsfunktion wie das Bundesamt für Informatik und Telekommunikation (BIT) oder 

die Bundeskanzlei, Bereich Digitale Transformation und IKT-Lenkung (BK-DTI) sind nicht Teil des Projekts. Wird, 

wie vorgesehen, nach Projektende die Weiterentwicklung von eSubventionen an ein im GS-EDI angesiedeltes 

Center of Excellence (CoE) übergeben, müssen nach Ansicht der EFK die EFV und die BK-DTI in diesem Gremium 

oder dessen Steuerungsorgan vertreten sein. 

Welche VE sich im Rahmen der bundesweiten Nutzung an eSubventionen potenziell beteiligen könnten, ist 

nicht bekannt. Zudem ist auch mit Widerständen zu rechnen. Der Nutzen von eSubventionen wird allerdings 

am grössten sein, wenn alle subventionsvergebenden VE diese Anwendung nutzen. Die EFK empfiehlt daher, 

ein aktives Stakeholdermanagement zu betreiben und durch eine Erhebung in allen Departementen eine 

Grundlage für die Ausrollplanung zu schaffen. Die Geschäftsleitungen der einzelnen VE müssen über die An-

wendung informiert und von ihrem Nutzen überzeugt werden. Zudem muss festgelegt werden, welche Daten 

aus eSubventionen für Open Government Data genutzt werden sollen. 

Keine technischen Hindernisse für eine bundesweite Ausrollung erkennbar 

Wichtige Anforderungen in der öffentlichen Ausschreibung waren, dass die Lösung aus Standardkomponenten 

aufbaubar ist und der Betrieb beim BIT möglich ist. Das BIT bestätigte, dass es den Betrieb sicherstellen könnte. 

Aus zeitlichen und finanziellen Gründen entschied sich das EDI aber für den externen Betrieb. 

Die übrigen Anforderungen wie zukunftssichere Technologie und Sicherheit wurden erfüllt. Dringender Hand-

lungsbedarf besteht noch bei der Konfigurierbarkeit der Anwendung. Die von der Projektleitung verlangten 

Nachbesserungen sind noch nicht erfolgt. Diese sind vom Lieferanten mit Nachdruck einzufordern, da ansons-

ten die Aufnahme von neuen VE und deren Fördermassnahmen nur mit hohem Aufwand erfolgen kann.  

In eSubventionen dürfen keine sensitiven Daten, z. B. besonders schützenswerte Personendaten, bearbeitet 

werden. Dies schränkt den Einsatzbereich ein.  

Ein wichtiges Element der Lösung ist, dass möglichst viele Standards eingesetzt werden können. Dies verhin-

dert Individuallösungen mit identischen Anforderungen. Das dazu notwendige Changemanagement erfolgt in 

der Projektphase im Projektausschuss oder im Fachausschuss.  

Die knappe Finanzierung führte bereits zu Verzögerung in der Projektrealisierung 

Mit der Projektinitialisierung wurde eine Rechtsgrundlagenanalyse durchgeführt. Die festgestellten Lücken be-

hindern die Projektrealisierung nicht. Die EFK empfiehlt jedoch, diese Lücken den zuständigen Bundesstellen 

zu kommunizieren und gelegentlich zu schliessen. 

Für die Realisierung des aktuellen Projekts wird mit Entwicklungskosten von 5,6 Millionen Franken gerechnet 

(Stand Ende April 2024). Die Mittel sind, mit Ausnahme von 0,3 Millionen für die Umsetzung der Anforderun-

gen des BAG, im GS-EDI eingestellt. Leider standen 2024 nicht genügend Mittel zur Verfügung, so dass eine 

Neupriorisierung und dadurch eine teilweise Verschiebung der Umsetzung notwendig wurden. Gesteuert wer-

den die Finanzen durch ein Controlling der Projektleitung, welches nach Ansicht der EFK insbesondere durch 

eine zuverlässige Finanzprognose verbessert werden sollte. Der künftige Erfolg von eSubventionen wird von 

der Finanzierungssicherung abhängen – insbesondere bei der geplanten Ausrollung in den verschiedenen Bun-

desämtern. Diese soll Teil des Konzepts sein, das dem Bundesrat Ende 2025 vorzulegen ist.  

  


